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9 Gesetz zur Wiedereinführung der Stichwahl 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/975 

erste Lesung 

Hier ist vorgesehen, dass die Landesregierung den 
Gesetzentwurf einbringt. Zu dieser Einbringung er-
teile ich Herrn Minister Jäger das Wort. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
vom 22.12.2010 zur Wiedereinführung der Stich-
wahl bei der Oberbürgermeister-, Bürgermeister- 
und Landratswahl stellt die Landesregierung die 
bis Oktober 2007 gültige Rechtslage wieder her, 
indem § 46c des Kommunalwahlgesetzes in seine 
frühere Fassung zurückgeführt wird.  

Der Gesetzentwurf ist der erste einer ganzen Reihe 
von Vorhaben dieser Landesregierung mit dem Ziel, 
die kommunale Demokratie wieder zu stärken. Wir 
kehren mit der Stichwahl zu einem Verfahren zu-
rück, das in der übergroßen Zahl aller anderen 
Bundesländer Deutschlands nach wie vor gilt. Ich 
verweise auf das Land Thüringen, das im Oktober 
2008 die abgeschaffte Stichwahl wieder eingeführt 
hat.  

Wir wollen mit der Wiedereinführung der Stichwahl 
dafür sorgen, dass es eine verlässlichere, demokra-
tische Legitimation der gewählten Hauptverwal-
tungsbeamten in Nordrhein-Westfalen geben soll, 
dass nicht die relative Mehrheit ausschlaggebend 
ist, sondern tatsächlich die Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen. Dies ist bei dem gegenwärtigen Ver-
fahren, bei der Wahl von Hauptverwaltungsbeamten 
nicht gewährleistet, zumal die große Spreizung von 
konkurrierenden Parteien gerade bei der Kommu-
nalwahl zunehmend Ergebnisse produziert, bei de-
nen der Abstand zur absoluten Mehrheit eher grö-
ßer als kleiner wird, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich den-
ke, dass die Bedeutung und die Funktion des Amtes 
eines Hauptverwaltungsbeamten, eines Bürger-
meisters, einer Bürgermeisterin, einer Landrätin o-
der eines Landrats den Gesetzgeber verpflichtet, 
ein Verfahren zu gewährleisten, dass eine größt-
mögliche Mitbestimmung der Menschen in diesem 
Land ermöglicht.  

Ein Teil dieses Mitbestimmungsbedarfs ist an vielen 
Stellen von Bürgerinnen und Bürgern in diesem 
Land zum Ausdruck gebracht worden, sei es Stutt-
gart 21, sei es CO-Pipeline oder Ähnliches. Wenn 
man eine solche Bewegung tatsächlich ernst nimmt 
und mehr Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger in 
Entscheidungsprozessen und demokratischen Wah-

len sicherstellen will, dann ist die Stichwahl an der 
Stelle, wo Politik am wirksamsten erkennbar ist, 
nämlich vor der eigenen Haustür, angezeigt. – Herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister Jäger.  

Der Ältestenrat empfiehlt uns die Überweisung 
des Gesetzentwurfs Drucksache 15/975 an den 
Ausschuss für Kommunalpolitik. Ich frage, wer 
dieser Überweisung zustimmt, und bitte um das 
Handzeichen. – Ist jemand dagegen? – Enthaltun-
gen? – Das ist nicht der Fall. Dann haben wir so 
verfahren und werden im kommunalpolitischen 
Ausschuss den Gesetzentwurf weiterbehandeln.  

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 9 und rufe 
auf: 

10 Gesetz zur Änderung des Landes-Immis-
sionsschutzgesetzes (LImschG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/976 

erste Lesung 

Auch hier handelt es sich lediglich um die Einbrin-
gung eines Gesetzentwurfs der Landesregierung. – 
Ich darf der Landesregierung das Wort erteilen. 
Frau Ministerin Löhrmann nimmt das Wort in Vertre-
tung für Herrn Minister Remmel. Bitte schön, Frau 
Ministerin.  

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Mit der Ihnen vorliegenden Geset-
zesinitiative will die Landesregierung gesetzlich 
klarstellen, dass der Lärm von Kindern, soweit 
man in diesem Zusammenhang überhaupt den 
Begriff „Lärm“ verwenden kann, grundsätzlich zum 
alltäglichen Leben dazugehört.  

(Beifall von den GRÜNEN und von der LINKEN) 

Eine solche Regelung ist mittlerweile notwendig 
geworden, weil es in unserem Land immer weniger 
Kinder gibt. Sie sind daher häufig nicht mehr ein 
selbstverständlicher Teil der Realität in den Wohn-
gebieten und des öffentlichen Lebens. Je weniger 
Menschen aber selbst Erfahrungen mit Kindern ma-
chen, desto größer wird die Gefahr des Unver-
ständnisses und der Intoleranz.  

Spielende und tobende Kinder werden daher 
manchmal von der Nachbarschaft als störend emp-
funden. Dies führte in der Vergangenheit wiederholt 
zu Beschwerden und sogar zu gerichtlichen Ausei-
nandersetzungen. In den meisten Fällen hat die 
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Rechtsprechung zwar im Sinne der Kinder ent-
schieden; sie akzeptiert, dass Kinder lauter sein 
dürfen als andere Geräuschquellen.  

Aber allein die Tatsache, dass überhaupt gegen 
Kinderlärm geklagt wird, zeigt, dass Kindern in un-
serer Gesellschaft zu wenig Verständnis entgegen-
gebracht wird. Dabei ist Lärm ein Bestandteil des 
Kinderlebens und notwendiger Ausdruck kindlicher 
Lebensfreude. Lautstarke Äußerungen von Kindern 
gehören als Selbstverständlichkeit zum Zusammen-
leben in einer Gesellschaft. Wir wollen schließlich 
keine Kinder, die nur an Playstation, Computer und 
Gameboy spielen. Wir wollen Kinder, die ihre Um-
welt und Umgebung erleben.  

Kinder sind die Zukunft unserer Gesellschaft. Es ist 
die Aufgabe der Eltern, der Gesellschaft und des 
Staates, die gesunde Entwicklung unserer Kinder 
zu fördern. Deshalb muss auch der Gesetzgeber 
seinen Beitrag leisten, um die Entfaltungsmöglich-
keiten der Kinder zu verantwortungsbewussten 
Bürgerinnen und Bürgern sicherzustellen. Mit der 
vorliegenden Gesetzesänderung wollen wir klarstel-
len, dass der Lärm von Kindern grundsätzlich als 
sozialadäquat hinzunehmen ist. Dies soll der ge-
richtliche Maßstab auch in Streitfällen werden.  

Die Initiative verfolgt nicht das Ziel, Klagen von Bür-
gerinnen und Bürgern, die sich gestört fühlen, völlig 
auszuschließen. Das ist schon aus rechtlichen 
Gründen nicht möglich, denn zwischen der Förde-
rung kindlicher Entwicklung und der Abwehr unzu-
mutbaren Lärms kann ein Interessenkonflikt beste-
hen, den der Gesetzgeber nicht einseitig zugunsten 
der Kinder und für jeden Einzelfall lösen kann.  

Aber wir wollen durch eine Klarstellung erreichen, 
dass sich die Erfolgsaussichten bei Klagen für Kin-
der, Eltern, Erzieherinnen und Erzieher verbessern. 
Damit haben wir gesetzlich festgeschrieben, was 
jedem einleuchten muss. Für kindliches Lachen und 
Toben kann es keine Grenzwerte geben.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Kinder sind nicht mit Baumaschinen zu vergleichen. 
Aber lassen Sie mich auch betonen: Natürlich dür-
fen Kinder auf unseren Straßen und in unseren Gär-
ten spielen – aber Eltern dürfen auch weiterhin zu 
bestimmten Zeiten für Ruhe sorgen, denn Kinder 
brauchen nicht nur Freiheit, sondern auch Grenzen. 
Diese zu setzen ist und bleibt Aufgabe der Erzie-
hungsberechtigten.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, nachdem das Thema Kinderlärm in der 
vergangenen Legislaturperiode ausgiebig diskutiert 
worden ist, ohne dass es zu konkreten Maßnahmen 
der abgewählten Landesregierung gekommen ist, 
haben wir endlich gehandelt.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Sicherlich, die Änderung hat nur einen begrenzten 
Anwendungsbereich, da die Länder nur den soge-
nannten verhaltensbezogenen Lärm regeln dürfen. 
Lärm, der von Kindergärten, Kindertagesstätten, 
Spielplätzen, Bolzplätzen und ähnlichen Einrichtun-
gen ausgeht, unterliegt als sogenannter anlagenbe-
zogener Lärm allein der Regelungskompetenz des 
Bundes. Deshalb fordere ich nachdrücklich die 
Bundesregierung auf, endlich nachzuziehen, damit 
Kinderrechte flächendeckend gestärkt werden.  

(Beifall von den GRÜNEN und von der 
LINKEN – Bärbel Beuermann [LINKE]: Ja!) 

Mittlerweile liegt zwar ein Vorschlag zur Änderung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vor. Aber 
die viel wichtigere Änderung der Baunutzungsver-
ordnung, wonach Kindertagesstätten auch in reinen 
Wohngebieten nicht nur ausnahmsweise zugelas-
sen werden dürfen, lässt auf sich warten. Wir wer-
den jedenfalls eine entsprechende Initiative des 
Bundes konstruktiv begleiten.  

Meine Damen und Herren, die Landesregierung ist 
davon überzeugt, dass diese Regelung zu mehr 
Rechtssicherheit führen wird und damit die Lebens-
qualität von Kindern, ihren Eltern, Erzieherinnen und 
Erziehern stärkt. Sie stellt ein politisches Signal in 
Richtung mehr Toleranz für Kinder dar. Ich wünsche 
dieser Gesetzesinitiative eine breite Unterstützung 
dieses Hauses. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und 
von der LINKEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Löhrmann. – Wie gesagt, eine wei-
tere Beratung ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Hier empfiehlt 
uns der Ältestenrat die Überweisung des Gesetz-
entwurfs Drucksache 15/976 – Gesetz zur Ände-
rung des Landes-Immisionsschutzgesetzes – an den 
Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz – 
federführend – und an den Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend – mitberatend. Möchte jemand 
dieser Überweisungsempfehlung nicht zustimmen? – 
Möchte sich jemand enthalten? – Das ist nicht der 
Fall. Dann haben wir so an die beiden Ausschüsse 
überwiesen.  

Ich rufe auf: 

11 Abzug deutscher (NRW-)Polizist/innen aus 
Afghanistan 

Antrag 
der Fraktion DIE LINKE  
Drucksache 15/846 – Neudruck 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Herrn Kollegen Atalan das Wort. 


	Nordrhein-Westfalen Plenarprotokoll 15/22

